
Die Auffassung von Buchholz, daß wir das bürgerliche 
Postulat der Gesetzlichkeit weiterzuentwiekeln haben, 
geht fehl. Mit Forderungen nach Weiterentwicklung 
des bürgerlichen Prinzips der Gesetzlichkeit werden 
Vorstellungen von einer Kontinuität des Rechts oder 
Identität genährt und wird das Wesen des bürgerlichen 
Rechts verschleiert. Walter U l b r i c h t  deckte auf der
5. Tagung des Staatsrates — worauf sich Buchholz 
gleichfalls bezieht — gerade das Wesen des bürgerlichen 
Rechts als eines Instrumentes zur Sicherung der Aus­
beutung und der anderen bürgerlichen Verhältnisse'auf. 
Er sagte:

„Dem scheinheiligen und barbarischen Schematismus 
des bürgerlichen Rechts, das vorgibt, ,ohne Ansehen 
der Person“, in Wahrheit aber ohne Rücksicht auf den 
Menschen ,Recht und Gesetz“ wirken zu lassen, stellen 
wir eine Rechtspflege und eine Gesetzlichkeit ent­
gegen, die nicht nur alle Umstände der Begehung der 
Tat, sondern auch den konkreten Bewußtseinsstand 
des Täters berücksichtigt.“11

Damit wird die Unvereinbarkeit des bürgerlichen 
Rechts mit dem sozialistischen Recht und die Unverein­
barkeit ihrer Prinzipien, wie das Prinzip der Gesetz­
lichkeit, festgestellt. So, wie ihr Recht nicht unser Recht 
ist, ist ihre „Gesetzlichkeit“ nicht die unsere.

Die Gefahr der Reduzierung des Verhältnisses von 
bürgerlichem und sozialistischem Recht auf ein quanti­
tatives — was in der Arbeit von Buchholz allerdings 
nicht durchgängig der Fall ist — wird auch noch bei der 
Behandlung des sozialistischen und des bürgerlichen 
Juristen deutlich. Buchholz schreibt u. a.:

„Damit wird an den sozialistischen Juristen eine weit 
höhere Anforderung gestellt als an den des bürger­
lichen Staates. Dort geht es — von gesetzesfeindlichen 
Erscheinungen abgesehen — auf Grund der bürger­
lichen Rechtsvorstellung im wesentlichen um eine 
formallogische Subsumtion, bei der im Prinzip die 
Spontaneität der bürgerlichen Rechtsideologie das 
politisch gewünschte Ergebnis liefert. Vom sozialisti­
schen Juristen dagegen wird eine bewußte schöpfe­
rische Anwendung der gesetzlich fixierten staatlichen 
Leitungsprinzipien auf die Besonderheiten des einzel­
nen Falles verlaogt.“1-

Diese Formulierung erweckt den Eindruck, daß es hier 
um ein Mehr oder Weniger ginge. Die klassenmäßige 
Unterscheidung zwischen dem sozialistischen und dem 
kapitalistischen Justizfunktionär ist hier verlorenge­
gangen. Übrig bleibt, daß der eine ein Formalist ist 
und der andere das Recht schöpferisch anwendet. Das 
Fehlen des klaren Klassenstandpunktes aber hemmt 
nur — was Buchholz nicht will — den sozialistischen 
Richter wie überhaupt den sozialistischen Juristen, 
seine Fähigkeiten und Eigenschaften voll zum Nutzen 
der neuen Gesellschaftsordnung zu entwickeln. Es wäre 
wünschenswert, wenn unsere Justizpraktiker auch ihre 
Auffassung zum Profil des sozialistischen Justiz­
funktionärs mit zur Diskussion stellen würden.

Buchholz zeigt in seiner Arbeit anschaulich, daß das 
bloße theoretische Wissen nicht genügt, sondern auch 
der richtige Klassenstandpunkt bezogen sein muß. Er 
schreibt aber z. B. in bezug auf den Klasseninstinkt 
und das Klassengefühl: „Diese schwierigen Fragen {der 
sozialistischen Rechtsanwendung — G. St.) können nicht 
routinemäßig praktizistisch, allein mit dem Gefühl 
oder Klasseninstinkt, sondern nur mit einem hohen 
theoretischen Niveau und dem ernsthaften Bemühen, 
tiefer in die einzelnen Erscheinungen einzudringen, ge­
löst werden ...“. Trotz dieses richtigen Gedankens darf 
der proletarische Klassenstandpunkt über dem bloßen 
theoretischen Wissen nicht untergehen.
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Marx und Engels haben überdies den bürgerlichen 
Juristen bereits im Kommunistischen Manifest treffend 
charakterisiert. Sie schrieben:

„Die Bourgeoisie hat alle bisher ehrwürdigen und 
mit frommer Scheu betrachteten Tätigkeiten ihres 
Heiligenscheines entkleidet. Sie hat den Arzt, den 
Juristen, den Pfaffen, den Poeten, den Mann der 
Wissenschaft in ihre bezahlten Lohnarbeiter ver­
wandelt.“13

Es wäre nützlich gewesen, davon ausgehend und in 
Konfrontierung mit dem bürgerlichen Juristen, die 
Eigenschaften des sozialistischen Juristen schärfer her­
auszuarbeiten.

Die eingangs zitierte These von Buchholz besagt weiter, 
daß wir das bürgerliche Postulat der Gesetzlichkeit 
heute in Westdeutschland zu verteidigen haben. Damit 
ist das Problem der Behandlung westdeutscher Staats­
und Rechtsfragen überhaupt aufgeworfen. Walter 
Ulbricht sagte dazu auf der Babelsberger Konferenz:

„Wenn wir nur tief genug hinter die Kulissen ihrer 
Ideologien schauen, so tritt das Gesicht des Imperi­
alismus immer wieder hervor, und keine Berufung 
auf Gott kann das verdecken.
Es ist unsere Sache, die Sache der Wissenschaftler in 
der Deutschen Demokratischen Republik, diesen 
Schleier hinwegzureißen, das erwarten die Werktäti­
gen, das erwartet die Bevölkerung Westdeutschlands 
von uns. Es geht darum nicht an, die Probleme der 
zwei deutschen Staaten nur unter dem Gesichtspunkt 
der unterschiedlichen Staatsstruktur und der unter­
schiedlichen staatsrechtlichen Abstraktionen und Ge­
setzgebungsakte in den beiden deutschen Staaten zu 
behandeln. Zweifellos ist es wichtig, nachzuweisen, 
wie im Bonner Staat die demokratischen Rechte und 
Einrichtungen zerstört und wie sie in der Deutschen 
Demokratischen Republik ständig entfaltet und aus­
gebaut werden. Aber es gilt grundsätzlich zu be­
greifen, daß die Zerstörung der Demokratie im 
Bonner Staat und die Entfaltung der Demokratie in 
der DDR Erscheinungsformen der Macht der Mono­
polbourgeoisie auf der einen, der Macht der Arbeiter 
und Bauern auf der anderen Seite sind ... Es geht 
um tiefgreifende gesellschaftliche und geschichtliche 
Entwicklungsprozesse, Entwicklungsprozesse von 
weltgeschichtlicher Bedeutung, und je tiefer wir sie 
zu analysieren verstehen und sie der Bevölkerung 
deutlich machen, um so rascher wird sich die gesell­
schaftliche Bewegung zu unseren Gunsten voll­
ziehen ... Die Grundlage (der wissenschaftlichen 
Arbeit — G. St.) muß das gesellschaftliche Entwick­
lungsgesetz selbst sein und die Rolle, die der Staat 
— hier also der Bonner Staat — in der Verhinde­
rung der Durchsetzung dieses Entwicklungsgesetzes 
spielt.“14

Hier wird die Anleitung gegeben, von der Perspektive 
in ganz Deutschland auszugehen und die westdeutschen 
Staats- und Rechtsfragen vom sozialistischen Stand­
punkt, vom Klassenstandpunkt der Arbeiterklasse aus 
zu behandeln. Das wird aber mit der Forderung Buch­
holz’ nicht getan. Er steht mit seiner These von der 
Wiederherstellung und Verteidigung der bürgerlich­
demokratischen Gesetzlichkeit auf einem Standpunkt, 
der von den gesellschaftlichen Notwendigkeiten ab­
lenkt, illusionäre Vorstellungen über den Klassen­
kampf, seine Ziele und Fronten weckt oder nährt. Das 
ist der bürgerlich-demokratische Standpunkt und nicht 
die marxistisch-leninistische Position.

In den verschiedensten Dokumenten von Partei und 
Staat ist nachgewiesen worden, daß in der welt­
geschichtlichen Periode des Übergangs vom Kapitalis­
mus zum Sozialismus die Deutsche Demokratische Re- * S.
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